
tensteinischen Treuhänder nicht ohne
Konsequenzen, sind doch heute nicht
mehr allein die Herkunft von Vermö-
genswerten, sondern vielmehr auch de-
ren Verwendung detaillierter zu hinter-
fragen. Dies hat sich unter anderem im
Detaillierungsgrad des durch den
Treuhänder zu führenden Geschäftspro-
fils niedergeschlagen.

3. IDENTIFIZIERUNG DES 
VERTRAGSPARTNERS

Bekanntlich ist der Treuhänder als eine
dem SPG unterstellte Person verpflich-
tet, bei Aufnahme einer Geschäftsbe-
ziehung seine Vertragspartner aufgrund
eines beweiskräftigen Dokuments zu
identifizieren (Art. 5 SPG). Im Zuge der
Revision der Sorgfaltspflichtgesetzge-
bung haben sich verschiedene Vereinfa-
chungen bezüglich Anforderungen an
das Identifikationsdokument selbst,
aber auch im Zusammenhang mit deren
Formerfordernissen ergeben. Die beilie-
gende Übersicht über die Form und Be-
handlung beweiskräftiger Dokumente
betreffend die Identifikation von Ver-
tragspartnern soll die Problematik et-
was verständlicher darstellen. Deshalb

lage – selbstredend einige systemati-
sche und materielle Unterschiede auch
in Zukunft bestehen bleiben dürften.
Bereits heute bzw. noch nicht zwei Jah-
re nach Inkrafttreten der Revision darf
festgestellt werden, dass sich die Ge-
meinsamkeiten auf dem Gebiet der
Sorgfaltspflichtgesetzgebung der bei-
den Länder tendenziell positiv auf die
Zusammenarbeit mit den Schweizer
Geschäfts- und Vertragspartnern aus-
wirkt.

Im Folgenden wird lediglich auf einige
für den Treuhandbereich wesentliche
Neuerungen näher eingegangen:

2. EINBEZUG DER TERRORISMUS-
FINANZIERUNG IN DIE SORG-
FALTSPFLICHTGESETZGEBUNG

Im Rahmen der Revision wurde das SPG
um den Gegenstand der Terrorismusfi-
nanzierung erweitert, nachdem bereits
Ende 2003 verschiedene Bestimmun-
gen im Zusammenhang mit der Terroris-
musbekämpfung4 in das Strafgesetz-
buch aufgenommen wurden.  Die dies-
bezügliche Aufnahme in die Sorgfalts-
pflichtgesetzgebung blieb für den liech-
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1. EINLEITUNG
Auf den 1. Februar 2005 wurde das revi-
dierte Sorgfaltspflichtgesetz (SPG)1 so-
wie die Verordnung zum SPG2 in Kraft
gesetzt. Verschiedene Gründe waren ur-
sächlich für die neuerliche Revision der
bereits im Jahre 2001 revidierten Sorg-
faltspflichtgesetzgebung im Fürstentum
Liechtenstein. Im Zusammenhang mit
den allgemeinen internationalen Ten-
denzen bezüglich einer effektiven
Bekämpfung der Geldwäscherei, der Fi-
nanzierung des Terrorismus und der or-
ganisierten Kriminalität wurden welt-
weit neue und verschärfte Richtlinien,
Empfehlungen und Standards3 erlassen,
welche zumindest teilweise zwingend
ins nationale Recht übernommen wer-
den mussten. Im Zuge dieser internatio-
nalen Entwicklungen und geänderten
Rahmenbedingungen hat auch die
Schweiz reagiert und verschiedene Re-
gelwerke einer Revision unterzogen.
Vor diesem Hintergrund ist es nicht er-
staunlich, dass die Sorgfaltspflichtge-
setzgebungen der beiden Länder in ge-
wissen Bereichen eine zunehmende An-
gleichung erfahren haben, wobei – auf-
grund der unterschiedlichen Ausgangs-

In dieser Nummer:
● Erfahrungen mit der revidierten

Sorgfaltspflichtgesetzgebung
● Im Fokus: Die gemeinnützige

Stiftung in Liechtenstein
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wird an dieser Stelle lediglich in groben
Zügen und nicht allzu detailliert auf die
diesbezüglichen Erfordernisse einge-
gangen.

Als beweiskräftiges Dokument für die
Identifizierung des Vertragspartners gilt
nunmehr – neben gültigem Pass/ID –
auch ein gültiger amtlicher Ausweis mit
Fotografie. Weitreichender und vor al-
lem bezüglich Geschäftsbeziehungen
mit Schweizer oder innerhalb der EU an-
sässigen Finanzintermediären erwäh-
nenswert ist der Wegfall der Beglaubi-
gungspflicht von Identifikationsdoku-
menten in gewissen Konstellationen.

Bis anhin hatte der Vertragspartner,
sollte eine Geschäftsbeziehung auf dem
Korrespondenzweg aufgenommen wer-
den, die entsprechenden Identifikati-
onsdokumente in beglaubigter Form
einzureichen. Im Zuge der Gesetzesrevi-
sion wurde für gewisse Berufsgruppen,
so insbesondere für ausländische Fi-
nanzintermediäre, die in ihrem Heimat-
staat der Richtlinie 91/308/EWG in der
Fassung der Richtlinie 2001/97/EG oder
einer gleichwertigen Regelung und ei-
ner angemessenen Aufsicht unterste-
hen, die Möglichkeit geschaffen, an-
stelle der bislang vorgeschriebenen Be-
glaubigung eine Bestätigung über die
Echtheit der Kopie eines beweiskräfti-
gen Dokuments (Echtheitsbestäti-
gung) (Art. 6 SPV) auszustellen.

Mit einer Echtheitsbestätigung beschei-
nigt der Sorgfaltspflichtige mittels sei-
ner Unterschrift und Datum, dass die
Kopie des Identifikationsdokuments mit
dem ihm vorgelegten Originaldokument
übereinstimmt. 

nen allfälligen PEP-Status einer invol-
vierten Person hingewiesen zu werden. 

4. ÜBERWACHUNG VON 
GESCHÄFTSBEZIEHUNGEN

Die liechtensteinischen Treuhänder
sind seit 2001 – um vor allem den 
revidierten 40 Empfehlungen der FATF
gerecht zu werden – durch das Gesetz
verpflichtet, eine risikoadäquate Über-
wachung ihrer auf Dauer angelegten 
Geschäftsbeziehungen sicherzustellen
(«Know Your Customer-Prinzip») (Art. 13
Abs. 1 SPG). Hierzu haben sie unter an-
derem ein Profil jeder Geschäftsbezie-
hung zu führen, welches unter Berück-
sichtigung des Risikos der jeweiligen
Geschäftsbeziehung aktuell (Art. 14
SPG) zu halten ist. Damit dienen die An-
gaben im Geschäftsprofil als Basis ei-
ner effizienten Überwachung. In diesem
Zusammenhang besteht neben der Ak-
tualisierung der Profile auch die Pflicht,
Abklärungen – seien sie sachverhalts-
oder transaktionsbezogen – zu tätigen.

Vor diesem Hintergrund sind die
Treuhänder darauf angewiesen, primär
über die Herkunft der Vermögenswerte,
die berufliche Tätigkeit der wirtschaft-
lich Berechtigten bzw. des effektiven
Gründers einer Gesellschaft sowie den
Verwendungszweck der Vermögens-
werte detaillierte Kenntnis zu erhalten,
um einerseits den sorgfaltspflichtrecht-
lichen, andererseits auch den verant-
wortungsrechtlichen Bestimmungen
Genüge zu tun. Je detaillierter das Ge-
schäftsprofil  geführt und aktuell gehal-
ten wird, desto weniger An- und Rück-
fragen ergeben sich seitens des liech-
tensteinischen Treuhänders beim Ver-
tragspartner über nicht profilkonforme

Unter die vorab erwähnten Berufsgrup-
pen fallen insbesondere Schweizer oder
in der EU ansässige Banken als institu-
tionelle Sorgfaltspflichtige, Schweizer
oder in der EU praktizierende Rechtsan-
wälte, Treuhänder, Wirtschaftsprüfer
oder Vermögensverwalter, sofern sie 
einer Selbstregulierungsorganisation
(SRO) angehören. Andernfalls bzw. soll-
te der Vertragspartner selbst nicht sorg-
faltspflichtig sein und keiner SRO an-
gehören, müssen nach wie vor Kopien
von Originaldokumenten durch einen
Notar oder eine andere öffentliche Stel-
le, welche üblicherweise Beglaubigun-
gen von Kopien ausstellt, angefertigt
werden.

Nahezu wörtlich wurde die Definition
(Art. 1 SPV) von politisch exponierten
Personen (sog. PEP) von der schweize-
rischen EBK Geldwäschereiverordnung
übernommen. Im Gegensatz zur schwei-
zerischen Regelung, wonach eine PEP
explizit einer Kategorie mit erhöhten Ri-
siken zuzuordnen ist, besteht in Liech-
tenstein lediglich die Pflicht (Art. 33
SPV), die Aufnahme von Geschäftsbe-
ziehungen mit einer PEP vom Entscheid
mindestens eines Geschäftsleitungs-
mitglieds abhängig zu machen und der-
artige Kundenbeziehungen wiederkeh-
rend einmal jährlich einem Geschäfts-
leitungsmitglied vorzulegen, welches
über die Weiterführung des Mandats zu
entscheiden hat. 

In diesem Zusammenhang und um den
Geschäftsaufnahmeprozess nicht un-
nötig in die Länge zu ziehen, sind die
liechtensteinischen Finanzintermediäre
dankbar, bereits vor Aufnahme einer Ge-
schäftsbeziehung entsprechend auf ei-
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Sachverhalte und Transaktionen. In die-
sem Zusammenhang ist der Treuhänder
natürlich vielfach auf entsprechende In-
formationen und Dokumentationen des
Vertragspartners angewiesen.

Bekanntlich können sich im Laufe einer
Geschäftsbeziehung Änderungen erge-
ben, welche hinsichtlich der Aktualisie-
rung des Geschäftsprofils von Bedeu-
tung sein und vom bisherigen Profil ab-
weichen können. Der liechtensteini-
sche Treuhänder ist dabei von Gesetzes
wegen verpflichtet, zumindest einfache
Abklärungen zu tätigen, sobald Sach-
verhalte und Transaktionen auftreten,
welche vom Profil abweichen oder die
vom Treuhänder ermittelten Risikokrite-
rien erfüllen. Allenfalls bzw. bei Vorlie-
gen von Verdachtsmomenten im Zu-
sammenhang mit Geldwäscherei, einer
Vortat zur Geldwäscherei, organisierter
Kriminalität oder Terrorismusfinanzie-
rung ist gar eine besondere Abklärung
zu erstellen (Art. 15 SPG i.V.m. Art. 22
SPV).

Lediglich beispielhaft seien das Einbrin-
gen weiterer Vermögenswerte oder
neue Bedürfnisse bezüglich Verwen-
dungszwecks von Vermögenswerten er-
wähnt. Um gewöhnliche von unge-
wöhnlichen Transaktionen unterschei-
den zu können, ist es unabdingbar, das

Geschäftsprofil um die Neuerungen
bzw. Änderungen zu ergänzen.

Als Instrumente für die dem Treuhänder
obliegende Überwachungspflicht der
Geschäftsbeziehungen dienen einer-
seits die Überprüfung der Korrespon-
denz und Dokumente (z.B. Verträge) be-
züglich der über die Gesellschaft abge-
wickelten Geschäfte, andererseits auch
Konto- und Depotauszüge der Banken.
Ohne das Vorhandensein dieser Belege
über die Vorgänge und Transaktionen ist
die geforderte Überwachung einer Ge-
schäftsbeziehung schlechthin unmög-
lich. Lediglich am Rande sei auch die
dem Treuhänder obliegende Dokumen-
tationspflicht (Art. 20 SPG) zu erwäh-
nen, wonach unter anderem transakti-
onsbezogene Unterlagen und Belege
(Konto- und Depotauszüge sowie Ver-
mögensstati) während mindestens 10
Jahren aufzubewahren sind. Bewährt
hat sich in diesem Zusammenhang,
dass jeweils bei Eröffnung eines Bank-
kontos die kontoführende Bank ange-
wiesen wird, ein Duplikat der Bankaus-
züge dem Treuhänder zuzustellen, wo-
mit der liechtensteinische Finanzinter-
mediär seiner gesetzlichen Pflicht im
Zusammenhang mit der Überwachung
der Geschäftsbeziehung nachkommen
kann. Mit dem der Bank erteilten Auf-
trag, die Belege direkt dem liechtenstei-

nischen Finanzintermediär zuzustellen,
entfällt für den Schweizer Vertragspart-
ner oder Instruktionsberechtigten allen-
falls die aufwändige Aufgabe, jeweils
periodisch die Belege zu kopieren und
nach Liechtenstein zu übermitteln. Da-
mit dürften sich zumindest teilweise
verschiedene transaktionsbezogene
Rückfragen beim Vertragspartner erüb-
rigen, indem Vergütungen, Vermögens-
umschichtungen etc. selbstredend 
sind.

Schliesslich ist im Zusammenhang mit
allfälligen Transaktionen und der Er-
teilung von Vergütungsaufträgen
nochmals zu erwähnen, dass dem
Treuhänder der Verwendungszweck be-
kannt sein muss, damit er seinen Über-
wachungs- und Abklärungspflichten ge-
setzeskonform nachkommen kann. Des-
halb ist der Treuhänder darauf angewie-
sen, dass die Hintergründe einer Ver-
mögensdisposition (wenn möglich di-
rekt auf dem Vergütungsauftrag oder in
einem Begleitbrief) mitgeteilt und auch
dokumentiert werden (z.B. durch Über-
lassung von Vertragskopien, Erbbe-
scheinigungen oder anderen Unterla-
gen, welche eine Plausibilisierung einer
Transaktion oder eines Sachverhaltes
ermöglichen).

1) Gesetz vom 26. November 2004 über die beruflichen Sorgfaltspflichten bei Finanzgeschäften (LGBl. Nr. 5/2005)
2) Verordnung vom 11. Januar 2005 zum Sorgfaltspflichtgesetz (LGBl. Nr. 6/2005)
3) so unter anderem: Richtlinie 2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4.12.2001 zur Änderung der Richtlinie

91/308/EWG des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche (2. EU-Geldwäsche-Richtlinie), die
revidierten 40 Empfehlungen und die 8 Besonderen Empfehlungen der FATF (Financial Action Task Force on Money Laundering), etc.

4) StGB § 278b (Terroristische Vereinigung), § 278c (Terroristische Straftaten) und § 278d (Terrorismusfinanzierung) 
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gen erfüllt sind (vgl. dazu das Merkblatt
der Liechtensteinischen Steuerverwal-
tung vom April 2000 betreffend Voraus-
setzungen für die Befreiung gemeinnüt-
ziger Institutionen, insbesondere Stif-
tungen, von der persönlichen Steuer-
pflicht):

• Schriftlicher Antrag auf Steuerbefrei-
ung an die Liechtensteinische Steuer-
verwaltung. Dem Antrag auf Steuer-
befreiung sind die Statuten, allfällige
Beistatuten und Reglemente beizule-
gen.

• Eintragung der Stiftung im Öffentlich-
keitsregister.

• Ausschliessliche Verfolgung ge-
meinnütziger Zwecke während der
gesamten Dauer der Steuerbefreiung.

• Der gemeinnützige Zweck muss
grundsätzlich nichtwirtschaftlicher
Natur sein, d.h. darf nicht gewinn-
strebend sein. Die Stiftung kann je-
doch ein nach kaufmännischer Art ge-
führtes Gewerbe betreiben, wenn
dies der Erfüllung ihres nichtwirt-
schaftlichen Zwecks dient, z.B. einen
Pflegedienst oder ein Kinderheim er-
richten und betreiben. 

• Unwiderruflichkeit der Gemeinnützig-
keit des Zwecks. Jede Änderung des
Zwecks ist unter Beilegung des 
Registerauszugs der Liechtensteini-
schen Steuerverwaltung mitzuteilen.

• Als gemeinnützig werden Tätigkeiten
anerkannt, die Aufgaben auf einem

Soziales Engagement von staatlicher
oder privater Seite kennt auf nationaler
wie internationaler Ebene vielfältige Er-
scheinungsformen. In Zeiten knapper
öffentlicher Finanzen gewinnen nicht-
staatliche Institutionen, die im Sozial-,
Bildungs-, Kultur-, Forschungs- oder Ge-
sundheitsbereich im öffentlichen Inte-
resse gelegene Aufgaben erfüllen, zu-
nehmend an Bedeutung. Im Folgenden
soll kurz auf eine solche nichtstaatliche
Institution eingegangen werden, und
zwar auf die gemeinnützige Stiftung in
Liechtenstein.

Eine gemeinnützige Stiftung kann durch
eine Einzelperson (natürliche Person),
insbesondere auch durch letztwillige
Verfügung (Testament), oder durch eine
Verbandsperson (juristische Person) er-
richtet werden. Der Name der Stiftung
ist grundsätzlich frei wählbar. Nationale
und internationale Landes- oder Ortsbe-
zeichnungen sind als Bestandteil des
Namens nicht erlaubt. Dem gewählten
Namen ist die Bezeichnung «Stiftung»
ungekürzt hinzuzufügen. Der Stiftungs-
fonds muss in Schweizer Franken (CHF),
Euro (€) oder US-Dollar (USD) oder als
Sachwert eingebracht werden und min-
destens CHF 30'000, € 30'000 oder USD
30'000 betragen. Nach ihrer Entstehung
können der Stiftung vom Stifter oder
auch von Dritten weitere Vermögens-
werte zugewendet werden.

Die gemeinnützige Stiftung entsteht
grundsätzlich erst mit ihrer Eintragung
im Öffentlichkeitsregister. Nur eine Stif-
tung, deren Begünstigte bestimmt oder
bestimmbar sind, erlangt das Recht der

Persönlichkeit ohne Eintragung im Öf-
fentlichkeitsregister (sog. hinterlegte
Stiftung; vgl. Art. 557 PGR).

Stiftungen unterstehen grundsätzlich
der Aufsicht der Regierung, wobei
kirchliche, reine oder gemischte Fami-
lienstiftungen oder solche Stiftungen,
deren Begünstigte bestimmt oder be-
stimmbar sind als Ausnahmen nicht un-
ter diese Bestimmungen fallen (vgl. Art.
564 Abs. 1 PGR). Die Regierungsauf-
sicht wird durch das Ressort Justiz aus-
geübt. Gemeinnützige Stiftungen, de-
ren Begünstigte bestimmt oder be-
stimmbar sind, können sich jedoch frei-
willig der Regierungsaufsicht unterstel-
len.

Für Stiftungen sind, unabhängig davon,
ob es sich um eine eingetragene oder
hinterlegte Stiftung handelt, generell
folgende Steuern auf das Stiftungskapi-
tal (Kapital plus Reserven) zu entrich-
ten: 0.1 %, mindestens jedoch CHF
1'000 pro Jahr, bis zu einem Stiftungs-
kapital von 2 Millionen, 0.075 % bis zu
einem Stiftungskapital von 10 Millionen
und darüber 0.05 %.

Gemeinnützige Stiftungen können bei
der Liechtensteinischen Steuerverwal-
tung die Befreiung von der Steuerpflicht
beantragen. Gemäss Art. 32 Abs. 1 lit. e
des Steuergesetzes (SteG) verfügt diese
Behörde über die Kompetenz, für priva-
te, ausschliesslich gemeinnützige Insti-
tutionen die Steuerpflicht zu ermässi-
gen oder gänzlich zu erlassen. Eine Be-
freiung wird gewährt, wenn folgende
formelle und materielle Voraussetzun-
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• Für den Fall der Auflösung der Stif-
tung ist in den Statuten festzulegen,
dass das verbleibende Vermögen
ausschliesslich für die in der Zweck-
bestimmung definierten gemeinnützi-
gen Tätigkeiten verwendet wird. Zu-
sätzlich ist statutarisch auch auszu-
schliessen, dass dieses Vermögen an
Personen, die Zuwendungen an die
Stiftung gemacht haben (z.B. Stifter),
zurückfällt. 

• Die Stiftung ist bilanzpflichtig. Sie
hat daher jedes Jahr eine nach kauf-
männischen Grundsätzen erstellte
Jahresrechnung einzureichen, wel-
che über den Stand des Vermögens
sowie der Einnahmen und Ausgaben
Auskunft gibt. Zusammen mit der
Jahresrechnung sind auch die Zu-
wendungen an die Stiftung sowie
die getätigten Ausschüttungen unter
Angabe der Begünstigten offenzule-
gen.

Für gemeinnützige Stiftungen, die der
Regierungsaufsicht unterstellt sind,
gelten folgende Auflagen:

• Dem Ressort Justiz sind Statuten,
Beistatuten, Reglemente sowie de-
ren allfällige Änderungen zur Geneh-
migung vorzulegen.

• Zudem ist das Ressort Justiz inner-
halb von sechs Monaten nach Ab-
schluss des Geschäftsjahres unter
Vorlage der Jahresrechnung und des
Berichtes der Revisionsstelle über die
Vergabe der Stiftungsmittel zu infor-
mieren.

Die Befreiung von der Steuerpflicht er-
folgt stets mit dem Vorbehalt des Wi-
derrufs für den Fall, dass die Mittelver-
wendung nicht dem gemeinnützigen
Zweck entspricht oder vermögensver-
walterische Tätigkeit mit kaum ins Ge-
wicht fallenden Ausschüttungen an ge-
meinnützige Institutionen und Projekte
betrieben wird. Im Widerrufsfall ist die
Steuer rückwirkend für den gesamten
Zeitraum zu entrichten, für welchen kei-
ne gemeinnützige Tätigkeit nachgewie-
sen werden kann.

Für weitere Auskünfte stehen Ihnen
beim Allgemeinen Treuunternehmen
die Autoren der Artikel, Dr. Beat Graf
(Erfahrungen mit der revidierten Sorg-
faltspflichtgesetzgebung) sowie lic.iur.
Oliver Schmidt (Im Fokus: Die ge-
meinnützige Stiftung in Liechtenstein)
gerne zur Verfügung.

sozialen (z.B. Fürsorge für Arme und
Kranke) oder religiösen Gebiet (allge-
meine anerkannte Religionsgemein-
schaften) erfüllen bzw. die der Förde-
rung der Wissenschaft, der Kunst
oder des Unterrichts dienen. Der in
den Statuten angegebene Zweck
muss soweit substantiiert sein, dass
seine Einhaltung von der Liechten-
steinischen Steuerbehörde kontrol-
liert werden kann. Die Bezeichnung
eines nicht näher definierten Zwecks
in den Statuten als «gemeinnützig»
ist nicht rechtsgenüglich. 

• In den Statuten ist festzuhalten, dass
Ausschüttungen nur ausschliesslich
an gemeinnützige Institutionen und
Projekte der in der Zweckbestimmung
beschriebenen Art erfolgen dürfen. 

• Die Stiftung ist verpflichtet, im Sinne
ihrer Zweckbestimmung tätig zu wer-
den. Reine Vermögensverwaltung
bzw. vermögensverwalterische Tätig-
keit mit kaum ins Gewicht fallenden
Ausschüttungen an gemeinnützige In-
stitutionen und Projekte werden von
der Liechtensteinischen Steuerver-
waltung nicht als gemeinnützig und
somit nicht als Steuerbefreiungsgrund
anerkannt bzw. führen zum Widerruf
der gewährten Steuerbefreiung.


